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hip London – Der Chef der britischen
Finanzaufsicht FCA, Andrew Bailey,
hat Brüssel und London aufgefor-
dert, bis Ende März zu einer klar defi-
nierten Einigung zur Gestaltung des
Übergangszeitraums nach dem briti-
schen EU-Austritt zu kommen. Sonst
könnte eine Vielzahl von Verträgen
ungültig werden, warnte der CEO
der Financial Conduct Authority. Be-
troffen seien Derivate mit einem
Nennwert von bis zu 26 Bill. Pfund
sowie die Versicherungspolicen von
mindestens 30 Millionen Versiche-
rungsnehmern in der EU und sechs
Millionen in Großbritannien. Er be-
grüße, dass sich die britische Regie-
rung und die EU im Dezember dar-

auf geeinigt haben, dass es einen
Übergangszeitraum geben soll. Er be-
grüße auch, dass man in Westmins-
ter die rechtlichen Grundlagen dafür
schaffen will, dass vertraglichen Ver-
pflichtungen auch künftig nachge-
kommen werden kann. Eine koordi-
nierte Herangehensweise beider Sei-
ten sei jedoch vorzuziehen. Bailey
forderte ein Memorandum of Un-
derstanding der Regulierer beider
Seiten, um mehr Transparenz in
praktischen Fragen zu schaffen und
einen „stabilen und ordentlichen
Übergang“ zu gewährleisten. „Wir
stehen mit hochgekrempelten Är-
meln bereit“, sagte er auf einem Din-
ner unter dem Motto „Future of the
City“ in der britischen Metropole.

Bailey erinnerte zudem daran,
dass die Europäische Kommission
ein Kapitel über Finanzdienstleistun-
gen für das Transatlantische Freihan-
delsabkommen TTIP entworfen hat-
te. Es könne ein guter Ausgangs-
punkt für die Verhandlungen mit
dem Vereinigten Königreich sein.
Und dabei bekomme er zu hören,
dass es kein Freihandelsabkommen
gebe, das für Finanzdienstleistungen
gelte. Es sei möglich und würde
nicht einmal einen Verlust der regu-
latorischen Autonomie bedeuten.

Die Finanzlobby The City UK stell-
te sich hinter Bailey. Die gegenseiti-
ge Anerkennung der Regulierung als
gleichwertig könne dafür sorgen,
dass die Märkte offen bleiben.
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sp New York – Die Leiter der US-Fi-
nanzmarktaufsichtsbehörden Securi-
ties Exchange Commission (SEC)
und Commodity Futures Trading
Commission (CFTC) haben in Anhö-
rungen vor dem US-Kongress am
Dienstag Lücken hinsichtlich der Be-
fugnisse ihrer Behörden für die Auf-
sicht über Kryptowährungen wie Bit-
coin ausgemacht und damit die Tür
für den Gesetzgeber aufgestoßen.

Die Abgeordneten müssten wo-
möglich neue Gesetze verabschie-
den, um der Finanzmarktaufsicht
Handhabe über den Spotmarkt für
Bitcoin und die Online-Plattformen
zu geben, auf denen die Digitalwäh-
rungen gehandelt werden, sagten

SEC-Chef Jay Clayton und der Chair-
man der CFTC, Christopher Giancar-
lo, während Bitcoin und andere
Kryptowährungen ihren Kursrutsch
der vergangenen Tage fortsetzten.
Der Wert der wichtigsten Digitalwäh-
rung schnurrte am Dienstag zeitwei-
se um weitere 17 % zusammen und
rutschte knapp unter 6 000 Dollar
auf das niedrigste Niveau seit Okto-
ber, nachdem Bitcoin vor wenigen
Wochen noch oberhalb des Dreifa-
chen davon gehandelt wurde.

Alternative Digitalmünzen wie
Ripple, Ether und Litecoin gaben am
Dienstag ebenfalls fast ein Fünftel ih-
res Wertes ab. Die Marktkapitalisie-
rung von Kryptowährungen ist seit
Anfang Januar auch wegen der

wachsenden Sorgen über entschiede-
ne Schritte von Regulierungsbehör-
den wie der SEC oder CFTC um ins-
gesamt mehr als 500 Mrd. Dollar ge-
schrumpft. Erst Mitte Dezember hat-
te der Start von Terminkontrakten
auf Bitcoin von den großen US-Bör-
senbetriebern CME und CBOE umge-
kehrt für Euphorie unter Krypto-In-
vestoren gesorgt, da mit dem Start
in den Handel von Futures auf die Di-
gitalwährung ein wichtiger Schritt
in Richtung Mainstream-Investoren
gelungen schien. Vor wenigen Ta-
gen hat selbst die US-Investment-
bank Goldman Sachs eingeräumt,
dass sie von dem eiligen Start des
Handels mit Bitcoin-Futures über-
rumpelt wurde.

In Frankfurts Bankentürmen
geht die Angst vor einem Perso-
nalengpass in den so wichtigen
Bereichen des Risikomanage-
ments, der Compliance sowie
der IT-Infrastruktur um. Denn in-
folge des Brexit wird der Bedarf
an entsprechenden Spezialisten
am Finanzplatz deutlich anzie-
hen, wie erwartet wird. Der Ver-
band der Auslandsbanken rech-
net mit einer vierstelligen Zahl
zu besetzender Stellen.

 Von Bernd Neubacher, Frankfurt
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Nachdem die britischen Wähler am
23. Juni vorvergangenen Jahres für
den Austritt des Vereinigten König-
reiches aus der Europäischen Union
gestimmt hatten, machte sich in
Frankfurt jenseits der ob der politi-
schen Großwetterlage vergossenen
Krokodilstränen Freude breit. Stand
der Metropole am Main nicht eine
ungeheure Aufwertung als Finanz-
platz bevor? Und konnten sich die
Banken an Deutschlands Finanz-
platz Nummer 1 nicht glücklich
schätzen, bereits dort eine Präsenz
aufgebaut zu haben, wohin viele aus-
ländische Spieler erst noch kommen
würden?

Schattenseiten des Zuzugs

Gut anderthalb Jahre später ler-
nen Frankfurts Banken verstärkt die
Schattenseiten des Brexit kennen.
Denn in den Türmen geht die Angst
vor Engpässen am Arbeitsmarkt um.
Dafür sorgt nicht zuletzt die Finanz-
aufsicht: Die Europäische Zentral-
bank sowie die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (Ba-
Fin) haben frühzeitig klargestellt,
was sie von im Zuge des Brexit nach
Deutschland strebenden Instituten
vor allem erwarten: die Ansiedlung
ausreichender Risikomanagementak-
tivitäten und der zugehörigen Infra-
struktur. Mit einem Briefkasten und
der Entsendung einer Vertriebs-
mannschaft werde es nicht getan
sein, stellte die BaFin schon Anfang
vergangenen Jahres nach einem
Workshop mit Repräsentanten von
Auslandsbanken klar.

Was Wunder, dass die Nachfrage
nach Risikomanagern, IT-Fachleu-
ten und Compliance-Experten in
Frankfurt also anziehen dürfte.
Auch Mitarbeiter für die Bereiche In-
terne Revision, Back und Middle Of-
fice sowie Recht und Steuern sollten
vermehrt gefragt sein, wie prognosti-

ziert wird. „Da wird der Wettbewerb
sicher steigen“, sagt Oliver Wagner,
Geschäftsführer des Verbands der
Auslandsbanken, der Börsen-Zei-
tung. Er geht davon aus, dass in den
entsprechenden Abteilungen eine
vierstellige Zahl von Positionen zu
besetzen sein wird. Seiner Rech-
nung zufolge sollen im Zuge des Bre-
xit 15 bis 20 Banken mit jeweils
rund 150 bis 200 Mitarbeitern an
den Main kommen. Der Großteil der
dortigen Stellen dürfte demnach auf
Bereiche wie Risikomanagement, IT,
IT-Sicherheit sowie Compliance ent-
fallen. Wagner: „Ich denke, dass wir
einen großen Wettbewerb sehen
werden.“

„Mehr umworben“

Ins selbe Horn stößt Markus Ham-
precht, der bei Accenture das Finan-
cial-Services-Geschäft im deutsch-
sprachigen Raum leitet: „Wir wer-
den da eine neue Verknappung se-

hen, und die entsprechenden Leute
werden mehr umworben werden.“
In Frankfurt ansässige Banken sind
alarmiert und befürchten, dass die
Neuankömmlinge ihnen Mitarbeiter
abspenstig machen werden. Im Au-
ge haben Headhunter dem Verneh-
men nach neben der Deutschen
Bank sowie der Commerzbank unter
anderem Adressen wie die Helaba
oder die DZ Bank. Doch auch größe-
re Sparkassen oder Volksbanken
könnten Leute verlieren, wie es im
Markt heißt. Dabei müsse sich die
Suche keineswegs auf das Rhein-
Main-Gebiet beschränken. So könn-
ten auch Ex-Mitarbeiter der frühe-
ren WestLB interessant sein. Der ei-
ne oder andere Mitarbeiter dürfte

die verstärkte Nachfrage auch des-
halb zu einem Wechsel nutzen, weil
die Stimmung im eigenen Hause
„nicht so gut ist“, wird nicht zuletzt
mit Blick auf die Deutsche Bank kol-
portiert. Deutschlands größtes Kre-
ditinstitut wird dann freilich an Be-
schäftigte im Konzern herantreten
können, deren Arbeitsplatz im Zuge
der Zusammenführung der Deut-
schen Postbank mit dem eigenen
Massengeschäft zur Disposition
steht.

Eine Hürde im Wettrennen um die
besten Leute sieht Accenture-Mana-
ger Hamprecht dabei in der Vergü-
tung. Die zunehmende Konkurrenz
bedeutet für ihn, „dass Banken hier-
zulande weiter in der Debatte dar-
über stehen werden, dass sie Mitar-
beitern zu hohe Boni zahlen. Auslän-
dische Institute kennen diese Debat-
te nicht.“ Zwar werden auch die an
den Main strebenden Institute der In-
stitutsvergütungsverordnung unter-
liegen. Im Gegensatz zu den alteinge-

sessenen Adressen aber könnten sie
lukrative Expatriate-Pakete für von
ihnen entsandte Mitarbeiter schnü-
ren, wird im Markt argumentiert.
Erst vor dem Wochenende hat die
Deutsche Bank am Markt und in der
Öffentlichkeit herbe Kritik für ihre
Pläne geerntet, ungeachtet des drit-
ten Jahresverlusts in Folge für 2017
wieder milliardenschwere Boni zu
zahlen.

Weitaus gelassener beurteilt die
Entwicklung Klaus Biermann. „Ich
sehe keine massiven Suchen im
Markt“, sagt der Gründer des in
Frankfurt und Zürich ansässigen
Headhunter-Hauses Biermann Neff
der Börsen-Zeitung. Zwar seien japa-
nische und vereinzelt auch andere In-

stitute bereits am Arbeitsmarkt aktiv
geworden. „Aber da geht es wirklich
um wenige Fälle und nicht um Hun-
dertschaften“, erklärt er.

Zwei Argumente führt Biermann
für seine Prognose an, dass der gro-
ße Run aufs Personal und damit ver-
bunden ein Wettlauf um die Vergü-
tungen nicht stattfinden wird. So
hätten die Banken ihre Rechts- und
Compliance-Abteilungen bereits in
den vergangenen Jahren erheblich
aufgebaut und auch die Vergütung
dort deutlich verbessert. Biermann:
„Eine weitere Erhöhung der Gehäl-
ter wäre nicht gesund, und ich sehe
ein solches Szenario auch nicht.“
Und zudem prognostiziert er: „Wir
werden in drei bis fünf Jahren durch
die Digitalisierung eher eine Ent-
wicklung in die andere Richtung be-
kommen.“

Einmal hin und zurück

Es gibt noch andere Faktoren, wel-
che den Effekt des Brexit auf den Ar-
beitsmarkt begrenzen sollten. So
dürften gerade hochrangige Mana-
ger zumindest fürs Erste zwischen ih-
rem Wohnort London und ihrem Ar-
beitsplatz in Frankfurt pendeln.
Auch wurde der Arbeitsplatz man-
chen deutschen Mitarbeiters in den
vergangenen Jahren vom Main an
die Themse verlegt. Wird eine Stelle
nun zurückverlagert, heißt das
nicht, dass eine Bank sie deshalb neu
besetzen muss. „Selbst wenn es nur
um 100 Experten gehen sollte, wird
es schwer“, beurteilt Accenture-Ma-
nager Hamprecht die Chancen der in
Frankfurt ansässigen Banken, ihren
personellen Bedarf in diesen Feldern
zu decken, gleichwohl skeptisch.

Planspiele im Bankenturm

In Frankfurts Bankentürmen ha-
ben daher entsprechende Planspiele
Konjunktur. So räsonierte das Vor-
standsmitglied eines deutschen Insti-
tuts jüngst im kleinen Kreis über die
Gefahr einer Gehälterspirale, welche
alle Spieler im Markt belasten wer-
de, und dachte laut über eine Verla-
gerung von Arbeitsplätzen aus Frank-
furt nach, um sich diesem Vergü-
tungswettlauf zu entziehen.

Accenture-Manager Hamprecht
meint dazu: „Diesen Ausweg sehe
ich nicht, denn diese Leute sind sehr
fungibel, und es ist fraglich, ob es de-
ren Traum ist, etwa in der Provinz
zu arbeiten, und zwar gerade zu ei-
nem Zeitpunkt, wenn der Arbeits-
markt in Frankfurt anzieht.“

Finanzaufsicht warnt vor Brexit-Chaos
Chef der britischen Behörde FCA fordert Einigung bis Ende März

US-Aufsicht erhöht Druck auf Bitcoin
SEC und CFTC wollen bessere Handhabe – Kryptowährungen rutschen weiter ab

Brexit lässt Arbeitsmarkt vibrieren
Frankfurt wird „neue Verknappung“ des Personals in Risikomanagement und Compliance prophezeit

„Ich denke, dass
wir einen großen
Wettbewerb
sehen werden.“

Oliver Wagner
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dpa-afx Berlin – Bankkunden in
Deutschland müssen auf die geplan-
te Einführung von sekundenschnel-
len Geldüberweisungen noch eine
Weile warten. Bei den Sparkassen
soll die Echtzeitüberweisung in die-
sem Sommer flächendeckend ange-
boten werden.

Die meisten privaten Banken wer-
den voraussichtlich erst im kommen-
den Jahr mitmachen. Das ergab eine
Nachfrage beim Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverband (DSGV) sowie
beim Bundesverband deutscher Ban-
ken (BdB).

Die neue Echtzeitüberweisung (In-
stant Payment) ist auch eine Ant-
wort der Kreditwirtschaft auf Ange-
bote von Online-Bezahldiensten wie
Paypal, die schon heute sekunden-
schnelle Überweisungen ermögli-
chen. Seit November gilt europaweit
ein einheitlicher Rechtsrahmen. Der
Überweisungsbetrag wird dem Kon-
to des Empfängers innerhalb von
zehn Sekunden gutgeschrieben. Da-
mit das klappt, müssen die Kreditin-
stitute von Zahler und Empfänger
dem System angehören. Bislang gibt
es aber nur einige wenige Anbieter.

„Die Sparkassen werden geschlos-
sen ab Mitte 2018 teilnehmen“, sag-
te DSGV-Sprecher Alexander von
Schmettow in Berlin. Damit würden
dann 50 Millionen Girokonten auf
einmal dem System angeschlossen.
Technisch sei „alles im grünen Be-
reich“.

Beim Bankenverband hieß es da-
gegen, als Voraussetzung fehle noch
ein einheitliches Abwicklungssystem
des Eurosystems, genannt TIPS. Das
werde im November dieses Jahres
zur Verfügung stehen. „Die privaten
Banken arbeiten daran, dass mög-
lichst im Laufe des nächsten Jahres
alle Kunden das Verfahren nutzen
können“, teilte der Verband mit.

Instant Payments
starten langsam
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Bloomberg Frankfurt – Der erwarte-
te Ansturm von bis 10 000 Brexit-
Bankern könnte die ohnehin ange-
spannte Lage auf dem Frankfurter
Markt für Eigentumswohnungen
weiter verschärfen. Immobilien sind
im Vergleich zu London oft günsti-
ger und damit für viele aus der Fi-
nanzbranche erschwinglicher.

Zweistelliges Plus

Die Angebotskaufpreise für Eigen-
tumswohnungen hatten sich bereits
im zweiten Halbjahr 2017 um
10,7% gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum erhöht, zeigt eine Erhebung
des Immobiliendienstleisters Jones
Lang LaSalle Inc. Im Vergleich zu
2004 liegt das Plus sogar bei 99 %.

„Jeder zusätzliche Zuzug, und
selbst wenn es nur einige tausend
Mitarbeiter der Banken sind, wird
die Kaufpreise in Frankfurt weiter
antreiben“, sagt Julius Stinauer, As-
sociate Director Valuation & Transac-
tion Advisory bei JLL. „Londoner
Banker sind hohe Preise gewöhnt.
Frankfurt ist im Vergleich preiswert
und Wohnungsangebote sind knapp.
Daher könnte der Brexit zu einer Ver-
längerung der Aufschwungphase
und zu einer Verstärkung des Preis-
anstiegs führen.“

Angebote ab 4 830 Euro

Ähnlich äußert sich auch David
Schmitt, geschäftsführender Gesell-
schafter des Maklers Engel & Völ-
kers in Frankfurt. „Wir beobachten
ein gestiegenes Interesse aus Lon-
don“, erklärt er. „Traditionsgemäß
ist die Mehrheit der Käufer in Frank-
furt in der Finanzbranche tätig, da
viele internationale Banken, Versi-
cherungen und deren Dienstleister
ihren Sitz hier haben.“

Laut JLL lag der durchschnittliche
Angebotskaufpreis für Eigentums-
wohnungen in Frankfurt im zweiten
Halbjahr 2017 bei 4 830 Euro je
Quadratmeter. Im Premium-Seg-
ment ermittelten die Kollegen von
Engel & Völkers für das Gesamtjahr
2017 einen durchschnittlichen Ein-
stiegspreis von 7 500 Euro pro Qua-
dratmeter.

12 000 Euro in London

Der Immobilien-Dienstleister Colli-
ers International Group wiederum
nennt für eine Wohnung mit zwei

Schlafzimmern in der City of Lon-
don für 2017 einen Durchschnittsver-
kaufspreis von umgerechnet rund
11 952 Euro je Quadratmeter.

Anders als in Frankfurt sind die
Preise hier gesunken, und zwar um
2,6 % gegenüber 2016. Auch wenn
die Daten aus den beiden Städten
nicht direkt miteinander vergleich-
bar sind, so vermitteln sie doch ei-
nen Gesamteindruck von der Lage
am Markt.

Millionärsvillen

Die teuerste Wohnimmobilie, die
Engel & Völkers 2017 in Frankfurt
verkaufte, war eine Villa im Diploma-
tenviertel für 6,2 Mill. Euro. Dahin-
ter folgten ein Haus im Holzhausen-
viertel für 5,5 Mill. Euro, zwei Villen
in Sachsenhausen für 4,1 Mill. Euro
und 4 Mill. Euro sowie ein Neubau-
Penthouse im Holzhausenviertel für
rund 3,7 Mill. Euro.

JLL führt die zuletzt stark gestiege-
nen Preise in Frankfurt, auch wenn
sie immer noch unter denen von Lon-
don liegen, auf ein zu geringes Neu-
bauangebot und eine hohe Nachfra-
ge infolge des Bevölkerungswachs-
tums zurück. So seien 2016 in Frank-
furt insgesamt 3 670 Wohnungen
neu gebaut worden, während JLL
den Bedarf auf 10 000 Wohnungen
pro Jahr schätze. „Eine ausreichende
Bautätigkeit ist nicht möglich, da
Bauland in Frankfurt knapp und teu-
er ist“, sagt Stinauer. Bei der Anzahl
der Einwohner habe es zwischen
2011 und 2016 einen Anstieg von
9,4 % gegeben, während der Woh-
nungsbestand nur um 3,9 % zuge-
nommen habe.

International günstig

Frankfurt Main Finance – eine In-
itiative, die sich für den Standort
Frankfurt einsetzt – erwartet durch
den Brexit unter bestimmten Voraus-
setzungen die Verlagerung von po-
tenziell rund 10 000 Arbeitsplätzen
von London nach Frankfurt. Viele
Banken hatten angekündigt, Ge-
schäftsaktivitäten verlagern zu wol-
len, darunter auch die Deutsche
Bank.

Hubertus Väth, Geschäftsführer
von Frankfurt Main Finance, sagt:
„Der Markt für Eigentumswohnun-
gen in Frankfurt wird auf absehbare
Zeit im internationalen Vergleich
günstig bleiben. Aus rein deutscher
Sicht gilt er als hochpreisig.“

„Londoner Banker
sind hohe Preise gewohnt“
Zuzug treibt Frankfurter Immobilienwerte weiter an
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